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Streit umEinbürgerung
Kriterien In der vorberatendenKommission entbrannte eineDiskussion über das neue Bürgerrechtsgesetz.

Uneinigkeit bestand vor allemdarüber, was eine «gute Integration» ist. Knackpunkt sind die Sprachkompetenzen.

Larissa Flammer
larissa.flammer@thurgauerzeitung.ch

DerThurgauerRegierungsrathat
eine Vorlage für ein revidiertes
Gesetz über das Kantons- und
Gemeindebürgerrecht ausge-
arbeitet. Die darin festgehalte-
nen Integrationskriterien sorgten
in der vorberatenden Kommis-
sion für Diskussionen. «Die Ver-
treterder SVP inderKommission
erklärten, dass für sie der ent-
sprechende Paragraf in der vor-
liegendenFormnichtannehmbar
sei und dass sie darumdie ganze
Vorlage ablehnten», heisst es im
Bericht. Den 6 Nein-Stimmen
der SVP standen 7 Ja-Stimmen
gegenüber: Die Kommission
stimmte dem Gesetzesentwurf
mit einem knappenMehr zu.

Im entsprechenden Paragra-
fen sind fünf Voraussetzungen
für eine «erfolgreiche» Integra-
tion festgehalten: Erstens müs-
sen Anwärter die öffentliche Si-
cherheit undOrdnungbeachten.
Zweitensmüssen sie die Rechts-
ordnung respektieren.Von ihnen
wird drittens die Fähigkeit ver-
langt, sich«imAlltag inWortund
Schrift in der deutschen Sprache
mitdenBehördenunddereinhei-
mischenBevölkerungzuverstän-
digen».DievierteVoraussetzung
betrifft die «gesicherte Teilnah-
me» am Wirtschaftsleben oder
amErwerbvonBildung.Fünftens
schliesslichmüssendieAnwärter
die Integration des Lebenspart-
ners oder der minderjährigen
Kinder fördernundunterstützen.

Anträge fürPräzisierung
undVerschärfung

Die Deutschkenntnisse werden
durch einen Test nachgewiesen,
«wennsienicht offenkundig vor-
handen sind». Zudem kann ge-
mäss Gesetzesvorlage ein Test
über die Kenntnisse der örtli-
chen, kantonalen und schweize-
rischen Lebensverhältnisse ver-
langt werden. Die einzelnen An-
forderungen konkretisiert der
Regierungsrat inderVerordnung.

Wie dem Bericht zu entneh-
men ist,wurdenvierAnträge auf
Änderung oder Ergänzung zum
Paragrafenmit den Integrations-
kriteriengestellt, die allesamtab-

gelehntwurden. Ein beantragter
Zusatz lautete: «Die Integration
ist durch den Arbeitgeber mit
einer Checkliste zu bestätigen.»
Ein weiterer Antrag soll im Ge-
setz festhalten, dass mündliche
Sprachkompetenzen auf Refe-
renzniveau B2 und schriftliche
Kompetenzen mindestens auf
NiveauB1erforderlich sind.Die-
ser Antrag wurde nur durch den
Stichentscheid des Präsidenten
Walter Hugentobler (SP) abge-
lehnt.

«Das B2-Niveauwäre viel zu
streng», sagt SP-Kommissions-
mitglied Nina Schläfli. Eine sol-
cheVerschärfung sei eineDiskri-
minierunggegenüber lernschwa-
chenPersonen.«Ausserdemwird
dieser Test in Hochdeutsch
durchgeführt,wasnichtsüberdie
Alltagsintegrationaussagt», sagt

Schläfli. Für sie gehört diese von
der SVPvorgeschlageneKonkre-
tisierung nicht ins Gesetz, son-
dernwie vomRegierungsrat vor-
geschlagen in die Verordnung.
Die Kantonsrätin sagt: «Die
Sprachkompetenzen werden in
der Debatte im Grossen Rat der
entscheidende Punkt sein.»

SVP-Kommissionsmitglied
Pascal Schmid rechnet damit,
dass neben seiner Partei auch
noch andere den Paragrafen zu
denSprachkompetenzenanfech-
ten werden. «Wir erwarten von
unseren zukünftigen Bürgern,
dass sie sich hier verständigen
können.WernichtDeutschkann,
ist unmöglich integriert», sagt
Schmid. Aus diesem Grund soll
die geforderte Sprachkompetenz
schriftlich auf Niveau B1 und
mündlich auf B2 erhöht werden.

Die Hürden für eine Einbürgerung werden im revidierten Gesetz über das Kantons- und Gemeindebürgerrecht höher. Bild: Reto Martin

«Wirerwarten
vonunseren
zukünftigen
Bürgern,dass
sie sichhier
verständigen
können.»

Pascal Schmid
Kommissionsmitglied (SVP)

Verschärfte Vorgaben

Die Revision des thurgauischen
Gesetzes über das Kantons- und
Gemeindebürgerrecht von 1991
wurde nötig, weil es auf Bundes-
ebeneein neuesGesetz über das
Schweizer Bürgerrecht und eine
neue Verordnung dazu gibt. Die-
se treten auf den 1. Januar 2018 in
Kraft. Das Bundesgesetz und die
Verordnung sind sehr eng ge-
fasst. «Durch die enger gefass-
ten Integrationskriterien sind die
Hürden für eine Einbürgerung
höher geworden», heisst es ein-
leitend im Kommissionsbericht.
Das kantonale Gesetz bedeutet
eine Klärung und Vereinfachung
der Verfahrensabläufe in Kanton
und Gemeinden. (lsf)

Beistand
neu geregelt

Asyl Die Peregrina-Stiftung hat
per 1.Oktoberdieausgeschriebe-
ne Stelle für eine zentrale Bei-
standschaft für unbegleitete
Asylsuchende in der Person von
Dominik Rohrer besetzt. Das
schreibt die Stiftung ineinerMit-
teilung.DominikRohrer (33) hat
in Trogen die Kantonsschule be-
suchtundandenHochschulen in
St.GallenundZürichdenBache-
lor unddenMaster in internatio-
nalen Beziehungen erworben.
EinvertieftesVerständnis fürden
HintergrundvonMigrationhat er
in seiner Zeit als IKRK-Delegier-
ter inderUkraineundbesonders
im Südsudan entwickelt.

Durch die Einrichtung einer
Stelle für Beistandschaften von
UMA wird es möglich sein, die
Berufsbeistände jener Gemein-
den zu entlasten, in denen UMA
untergebracht sind, heisst es in
der Mitteilung weiter. In einem
politischen Vorstoss war dieses
AnliegenvonSeitenderbetroffe-
nen Gemeinden eingebracht
wordenundwirdnunumgesetzt.
DerStelleninhaberwirdnichtder
operativen Leitung der Peregri-
na-Stiftung unterstellt sein, son-
dern direkt dem Stiftungsrat.
Fachlich ist die Kesb zuständig.
Dominik Rohrer wird seine Ar-
beit ineinemPensumvon80Pro-
zent wahrnehmen. (red)

Grosse Probleme
bei der Anfuhr von

Zuckerrüben

Landwirtschaft Die diesjährige
Zuckerrübenkampagne ist am
24. September angelaufen, die
Anlieferung der Rüben ist aber
bereits in Verspätung.Grundda-
für ist der Unterbruch der Bahn-
strecke imdeutschenRastatt,wie
es ineinemBerichtderSchweizer
Zuckerverarbeiter heisst: «Die
Bahntransportekonntenzwarauf
Umleitungsstreckengeplantwer-
den, dochbisher sindnurwenige
Züge termingerecht in Frauen-
feld angekommen.»

Diese Verspätung führe zu
einer Verzögerung der komplet-
tenKampagne.Deshalbhätte für
diese Woche in der Ostschweiz
die Anfuhr von Rüben deutlich
reduziert werdenmüssen, heisst
es in derMitteilungweiter.Doch
schonbald solltederFahrplanzur
Anlieferung der Rüben in Frau-
enfeld wieder eingehalten wer-
den können. «Da die Strecke bei
Rastatt seit dem 2. Oktober wie-
der frei ist, hoffen wir auf eine
Normalisierung in der ganzen
Bahnlogistik spätestens bis
nächsteWoche.»

Die Rübenkampagne startet
jeweilsmitdenBiorüben.Umdie
Zuckerfabrik in Frauenfeld aus-
zulasten, ist sie auch auf Bio-
rüben aus dem benachbarten
Ausland angewiesen. (sme)

Credit Suisse feiert
100 Jahre Präsenz
Jubiläum Die Credit Suisse ist
seit 100 Jahren im Thurgau. Die
damaligeSchweizerischeKredit-
anstalt übernahm 1917 die Han-
delsgeschäfte der «Schweizeri-
schenBodenkredit-Anstalt»und
liess sichdamals als ersteSchwei-
zerGrossbank imThurgaunieder
– undzwar inFrauenfeld,Kreuz-
lingen, Romanshorn und Wein-
felden, schreibt die Bank. (red)

Staatsanwaltschaft ermittelt gegenVeterinäramt
Tierschutz EndeAugust hat beimThurgauer Veterinäramt eineHausdurchsuchung stattgefunden.
Die Staatsanwaltschaft ermittelt wegenAmtsmissbrauch imTierquälerei-Fall vonHefenhofen.

Neue Informationen zum Fall
Hefenhofen: Der Pferdehändler
Ulrich K. hat gestern in der SRF-
Sendung «Schweiz Aktuell» be-
richtet, dass die Thurgauer
Staatsanwaltschaft auch gegen
das kantonale Veterinäramt vor-
geht.Der beschuldigte Landwirt
sagt, er habe amMontag vonder
Staatsanwaltschaft Akten erhal-
ten, die zeigten, dass die Staats-
anwaltschaft auch wegen Amts-
missbrauch gegen das kanto-
nale Veterinäramt ermittle. Am
25.Augusthabe sogar eineHaus-
durchsuchung stattgefunden, bei
der Akten sichergestellt worden
seien.

«Für mich ist das reine
Rechtsstaatlichkeit, dass dort
auchmal geschautwird, dass die
Ämternicht untereinandermau-

scheln können», sagte der Land-
wirt in die Fernsehkamera.

DieStaatsanwaltschaftThur-
gauer bestätigt zwar gegenüber
«Schweiz Aktuell», dass sie
gegendasVeterinäramtermittle,
hält aber weitere Informationen
zurück und sagt nur so viel: Für
eine Hausdurchsuchung sei ein
begründeter Anfangsverdacht
nötig.

Auch das Veterinäramt hat
gemäss SRF die Durchsuchung
bestätigt, nahmabernichtweiter
Stellung. Schon länger ist be-
kannt, dass gegendasThurgauer
Veterinäramt und Kantonstier-
arzt Paul Witzig im Zusammen-
hang mit dem mutmasslichen
Fall von Tierquälerei mehrere
StrafanzeigenausTierschutzkrei-
sen eingegangen sind. (red) Kantonstierarzt Paul Witzig spricht in Hefenhofen zu Journalisten. Bild: Ennio Leanza/KEY (8. August 2017)


